
 

  

S 9 Kg 131/95

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Kindergeld-/Erziehungsgeldangelegenheit

en
Abteilung 14
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 9 Kg 131/95
Datum 04.03.1996

2. Instanz

Aktenzeichen L 14 KG 12/96
Datum 19.04.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 4. MÃ¤rz 1996
wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist zwischen den Beteiligten nurmehr, ob dem KlÃ¤ger fÃ¼r das Jahr 1995
Kindergeld zusteht.

Der KlÃ¤ger, ein SelbstÃ¤ndiger und lediglich privat kranken- und pflegeversichert,
bezog fÃ¼r den am 08.01.1988 geborenen Sohn M â�¦ und fÃ¼r die am 23.12.1991
geborenen Zwillinge C â�¦ und O â�¦ Kindergeld. FÃ¼r das Jahr 1994 erhielt er
ungekÃ¼rztes Kindergeld in HÃ¶he von DM 420,00 monatlich.

Im Dezember 1994 zeigte der KlÃ¤ger unter anderem an, nach Belgien umgezogen
zu sein, weiterhin aber in A â�¦ versteuert zu werden. Eine RÃ¼ckfrage beim
Einwohnermeldeamt bestÃ¤tigte, dass die Familie am 17.08.1994 nach Belgien
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verzogen war.

Ohne AnhÃ¶rung erlieÃ� die Beklagte den streitgegenstÃ¤ndlichen Aufhebungs-
und Erstattungsbescheid vom 25.01.1995. Durch den Umzug im August 1994
bestehe kein Wohnsitz mehr in der Bundesrepublik. GemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs.1 SGB X
werde die Bewilligung fÃ¼r die Monate September bis Dezember 1994 aufgehoben
und DM 1.680,00 (4 x DM 420,00) zurÃ¼ckgefordert. Gleichzeitig lehnte sie
Kindergeld fÃ¼r das Jahr 1995 in monatlicher HÃ¶he von DM 360,00 ab, da
gemÃ¤Ã� Art.73 EG-VO 1408/71 keine BeitrÃ¤ge zur Sozialversicherung in der
Bundesrepublik geleistet wÃ¼rden bzw. keine sozialversicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigung bestehe.

Der Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom 16.05.1995
zurÃ¼ckgewiesen. Der KlÃ¤ger habe den Umzug grob fahrlÃ¤ssig verspÃ¤tet
angezeigt, so dass die rÃ¼ckwirkende Aufhebung gemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs.1 Satz 2 Nr.4
SGB X zulÃ¤ssig sei, zumal der KlÃ¤ger die Kenntnis des Merkblattes Ã¼ber
Kindergeld im Dezember 1991 ausdrÃ¼cklich unterschriftlich bestÃ¤tigt habe.

Mit seiner Klage verfolgte der KlÃ¤ger sein Anliegen weiter, beschrÃ¤nkte seinen
Anspruch auf gerichtlichen Hinweis jedoch auf den Zeitraum bis Dezember 1995.
Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte er an, dass sich durch den Umzug in eine zehn Kilometer
von A â�¦ angemietete Unterkunft nichts geÃ¤ndert habe, weder am in A â�¦
bestehenden BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis noch an der dort stattfindenden
Besteuerung. Notwendig sei eine angemessene BerÃ¼cksichtigung der aktuellen
und grenzÃ¼berschreitenden Gegebenheiten.

Da der KlÃ¤ger im April 1995 angezeigt hatte, sein Einkommen habe sich wider
Erwarten gebessert, weshalb das Kindergeld ab Januar 1995 neu zu berechnen sei,
nahm die Beklagte die Entscheidung Ã¼ber Bewilligung von Kindergeld gemÃ¤Ã� 
Â§ 45 Abs.2 Nr.3 SGB X ab Januar 1995 mit Bescheid vom 24.08.1995 zurÃ¼ck.

Mit Urteil vom 04.03.1996 wies das Sozialgericht die Klage ab. Der KlÃ¤ger habe
weder nach dem Bundeskindergeldgesetz â�� BKGG â�� (in der Fassung bis
31.12.1995 â�� a.F.) noch nach dem Recht der EuropÃ¤ischen Gemeinschaft einen
Anspruch auf Kindergeld. Auch die rÃ¼ckwirkende Aufhebung des Kindergeldes
fÃ¼r das Jahr 1994 und die RÃ¼ckforderung der Beklagten hielt es fÃ¼r
rechtmÃ¤Ã�ig.

Mit dem Rechtsmittel der Berufung moniert der KlÃ¤ger weiterhin die zu Unrecht
vorenthaltenen Kindergeldzahlungen.

Zur Beendigung des Rechtsstreits machte der Senat folgenden Vergleichsvorschlag:
Die Beklagte verzichtet auf die RÃ¼ckforderung des Kindergeldes fÃ¼r die Zeit von
September bis Dezember 1994. Gleichzeitig nimmt der KlÃ¤ger die Berufung
zurÃ¼ck. Grundlage dieses Vorschlages war einerseits die formell-rechtliche
Ã�berlegung, dass die Beklagte fÃ¼r die Aufhebung und RÃ¼ckforderung das
AnhÃ¶rungsverfahren nicht durchgefÃ¼hrt hatte, so dass bei verstrichener
Jahresfrist fÃ¼r die RÃ¼ckforderung keine Rechtsgrundlage mehr bestÃ¼nde.
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Andererseits habe der KlÃ¤ger unter Beachtung der Urteile des
Bundesverfassungsgerichts vom 30.12.1999 und des EuropÃ¤ischen Gerichtshofs
vom 30.01.1997 materiell keinen Anspruch auf Kindergeld fÃ¼r das Jahr 1995.
WÃ¤hrend die Beklagte den Vergleichsvorschlag annahm, beharrte der KlÃ¤ger auf
seinem Anspruch auf Kindergeld fÃ¼r das Jahr 1995. Daraufhin teilte der Senat den
Beteiligten mit, dass nurmehr der Kindergeldanspruch fÃ¼r das Jahr 1995 streitig
sei und erbat die jeweilige EinverstÃ¤ndniserklÃ¤rung zur Entscheidung im
schriftlichen Verfahren. Hierin willigten die Beteiligten ein.

Der KlÃ¤ger beantragt (sinngemÃ¤Ã�),

das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom 04.03.1996 abzuÃ¤ndern und die
Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 25.01.1995 in der Fassung des
Widerspruchsbescheides vom 16.05.1995 sowie unter Aufhebung des Bescheides
vom 24.08. 1995 zu verurteilen, ihm fÃ¼r das Jahr 1995 Kindergeld zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Dem Senat lagen zur Entscheidung die Kindergeldakte der Beklagten sowie die
Gerichtsakten beider RechtszÃ¼ge vor. Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird
wegen der Einzelheiten hierauf Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die gemÃ¤Ã� Â§ 143 f. des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) statthafte, form- und
fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig, sachlich aber nicht begrÃ¼ndet. Der
KlÃ¤ger hat fÃ¼r das Jahr 1995 weder nach Â§Â§ 1 Abs.1, 2 Abs.5
Bundeskindergeldgesetz (BKGG a.F.) noch nach Art.73 der EG-Verordnung 1408/71
(EG-VO) Anspruch auf Kindergeld.

Anspruch auf Kindergeld nach dem BKGG a.F. hatte nur, wer als
Anspruchsberechtigter gemÃ¤Ã� Â§ 1 Abs.1 seinen Wohnsitz im Inland hatte und
auch die Kinder im Inland wohnten (Â§ 2 Abs.5 BKGG a.F.). Durch den Umzug des
KlÃ¤gers ins nahe Belgien ist dies seit Herbst 1994 nicht mehr der Fall und wird
vom KlÃ¤ger auch nicht bestritten, so dass sich breite AusfÃ¼hrungen zum
Wohnsitz erÃ¼brigen. Er beharrt aber auf seiner Meinung, dass diese Rechtsfolge
fÃ¼r ihn als "GrenzgÃ¤nger" und nach wie vor im Inland Steuerpflichtigen nicht
eintreten dÃ¼rfe, wie dies durch die Neuregelung des Kindergeldrechts ab
01.01.1996 bereits beachtet werde. Dieser Rechtsauffassung kann der Senat nicht
folgen, da das BKGG a.F. als geltendes Recht bis 31.12.1995 anzuwenden ist und
das TerritorialitÃ¤tsprinzip dieses Gesetzes strikte Beachtung fordert. An diesem
Ergebnis Ã¤ndert auch die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG)
vom 30.12.1999 (SozR 3-1200 Â§ 30 Nr.20) nichts. Zwar hat das BVerfG insoweit
entschieden, dass der Gleichheitsgrundsatz des Art.3 Abs.1 Grundgesetz eine
verfassungskonforme Auslegung des auch fÃ¼r das Kindergeldrecht zu
beachtenden Wohnsitzbegriffes des Â§ 30 Abs.1 Erstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB
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I) gebiete, dass dem Anspruch eines zuvor in Deutschland beitragspflichtigen
GrenzgÃ¤ngers auf Arbeitslosengeld der Auslandswohnsitz jedenfalls dann nicht
entgegenstehen dÃ¼rfe, wenn die Ã¼brigen Leistungsvoraussetzungen erfÃ¼llt
seien. Seiner Entscheidung hat das oberste Gericht vorangestellt, dass eine durch 
Â§ 30 Abs.1 SGB I bewirkte Ungleichbehandlung der Personen mit Auslandswohnsitz
im Vergleich zu solchen mit Inlandswohnsitz sachlich durchaus gerechtfertigt sein
kann. Denn es ist ein verfassungsrechtlich grundsÃ¤tzlich nicht zu beanstandendes
Ziel nationaler Sozialpolitik, sozial-relevante TatbestÃ¤nde im eigenen Staatsgebiet
zu formen und zu regeln. Insoweit hat es auf seine Entscheidung Bezug genommen
(Beschluss vom 02.07.1998 â�� NJW 1998, S.2963/ 2964), die Nichtanrechnung von
Zeiten der Kindererziehung im Ausland verfassungsrechtlich zu billigen. Zum
VerfassungsverstoÃ� im konkreten Ausgangsfall kam es aber nur, weil es sich um
einen GrenzgÃ¤nger als einem im Inland beschÃ¤ftigte und versicherte Person
handelte und vor allem, weil diese zwangsweise in das nationale Sicherungssystem
des BeschÃ¤ftigungsortes einbezogen war. Bei dieser Fallkonstellation ist es
nachvollziehbar, dass das BVerfG den Wechsel des AnknÃ¼pfungspunktes zwischen
Beitragserhebung und Leistungsberechtigung beanstandete. Ausschlaggebendes
Kriterium war demnach, dass der Anspruchsberechtigte voll (beitragspflichtig,
pflichtversichert) in das soziale System integriert war. Dies ist beim KlÃ¤ger, der
lediglich privat kranken- und pflegeversichert ist, gerade nicht der Fall. Erst recht
kann dies nicht gelten in der gewÃ¤hrenden Sozialversicherung, deren einzige
Anspruchsvoraussetzung fÃ¼r die gewÃ¤hrende Leistung und einzig gewichtiger
sachlicher Grund der Wohnsitz ist, wÃ¤hrend dort der Leistungsberechtigung die
zwangsweise Beitragserhebung vorausging.

Auch nach dem Recht der EuropÃ¤ischen Gemeinschaft ist der KlÃ¤ger nicht
anspruchsberechtigt. Die dem Kindergeld entsprechende Familienleistung des
Art.73 EG-VO steht einem SelbstÃ¤ndigen wie dem KlÃ¤ger nur zu, wenn er
zunÃ¤chst die Legaldefinition des Art.1 Buchstabe a ii) EG-VO erfÃ¼llt und
darÃ¼ber hinaus die Anforderungen des persÃ¶nlichen Geltungsbereichs der
Verordnung, wie ihn der Mitgliedstaat Deutschland in Anhang I C Unterabschnitt b
fÃ¼r SelbstÃ¤ndige bestimmt fÃ¼r den Fall, dass ein deutscher TrÃ¤ger der
zustÃ¤ndige TrÃ¤ger fÃ¼r die GewÃ¤hrung von Familienleistungen ist: Als
SelbstÃ¤ndiger im Sinne der Verordnung gilt, "wer eine TÃ¤tigkeit als
SelbstÃ¤ndiger ausÃ¼bt und â�� in einer Versicherung der selbstÃ¤ndig
ErwerbstÃ¤tigen fÃ¼r den Fall des Alters versicherungs- oder beitragspflichtig ist
oder â�� in der gesetzlichen Rentenversicherung versicherungspflichtig ist". Der
EuropÃ¤ische Gerichtshof (EuGH) hat in seinem Urteil vom 30.01.1997 (SozR 3
6050 Art.73 Nr.10) in zwei FÃ¤llen von freiwillig versicherten SelbstÃ¤ndigen
ausdrÃ¼cklich entschieden, dass die SelbstÃ¤ndigeneigenschaft insbesondere von
der ZugehÃ¶rigkeit zu einem Altersrentenversicherungssystem abhÃ¤ngt, wenn
fÃ¼r die GewÃ¤hrung der Familienleistungen ein deutscher TrÃ¤ger zustÃ¤ndig ist.
Der KlÃ¤ger, der nicht einmal freiwillig versichert ist, gehÃ¶rt nicht zu gerade
diesem Versicherungssystem und ist daher nicht anspruchsberechtigt. Im Ã�brigen
ist der Senat an die Rechtsprechung des EuGH gebunden. Diese Bindung gilt selbst
fÃ¼r das Bundesverfassungsgericht.

Dass der deutsche Gesetzgeber gerade im Hinblick auf die EuGH-Rechtsprechung
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zu Familienleistungen eine Ã�nderung der Kindergeldberechtigung ab 01.01.1996
vorgenommen hat, Ã¤ndert an der Beachtung der Rechtslage bis 31.12.1995 nichts.

Daher war die Berufung mit der Kostenfolge aus Â§ 193 SGG zurÃ¼ckzuweisen.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs.2 Nrn.1 und 2 SGG
sind nicht ersichtlich.

Erstellt am: 27.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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